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Kleines Wörterbuch zum Immobilienrecht 
Ergänzung zum Ratgeber „Ich werde Wohnungseigentümer“

Hinweis: Pfeile verweisen auf andere Stichworte in diesem Glossar.
Abgeschlossenheitsbescheinigung:
In der Abgeschlossenheitsbescheinigung bestätigt das Bauamt, dass ein oder mehrere Räume eine vollständige Wohnung bilden, die von anderen Wohnungen oder Räumen in dem Gebäude abgegrenzt werden können und in sich abgeschlossen sind. Zu den abgeschlossenen Wohneinheiten können auch Räume (z.B. Keller oder Speicher) außerhalb des Wohnungsabschlusses gehören. Die Einheiten sind im ( Aufteilungsplan zeichnerisch dargestellt. Erst mit der Vorlage der Abgeschossenheitsbescheinigung und des zugehörigen Aufteilungsplanes kann durch ( Teilungserklärung oder Teilungsvertrag ( Wohnungseigentum begründet und im ( Grundbuch verzeichnet werden.

Ankaufsrecht:

Der Eigentümer sichert einer Person zu, die Wohnung zu von vornherein fest vereinbarten Bedingungen, insbesondere zu einem festen bzw. nach einer vereinbarten Formel berechneten Kaufpreis erwerben zu können, wenn ein bestimmtes Ereignis eintritt. Das Ankaufsrecht kann mit einer ( Auflassungsvormerkung in Abteilung II des ( Grundbuches gesichert werden. Das vereinbarte Ereignis kann der Ablauf einer Frist, der Tod eines ( Wohnungs- oder ( Nießbrauchsberechtigten, der Verkauf durch den Eigentümer oder auch dessen Tod sein. Anders als beim ( Vorkaufsrecht kann der Ankaufberechtigte dann die Wohnung zu den Bedingungen des Ankaufsrechts erwerben. Auch die Kombination von Ankaufs- und Vorkaufsrecht kommt vor mit der Konsequenz, dass der Berechtigte die für ihn günstigeren Bedingungen wählen kann.

Anliegerbeiträge:

( Erschließungskosten
Annuitätendarlehen:
Ein langfristig aufgenommenes Darlehen wird vom Kreditnehmer in gleich bleibenden Monats-, Quartals- oder Jahresraten (so genannten Annuitäten) zur Begleichung von Zinsen und Tilgung bedient. Durch die laufende, zunächst aber nur geringe Tilgung reduziert sich der zu verzinsende Restkredit mit der Folge, dass der pro Rate zu zahlende Zinsbetrag laufend geringer wird. Da die Annuitäten gleich hoch bleiben, erhöht sich von Rate zu Rate der Tilgungsanteil. Die letzte Annuität ist dann die letzte Tilgungsrate.
Auflassung:
Das Eigentum an Grundbesitz geht über, so sagt es das Gesetz, durch Auflassung und Eintragung ins Grundbuch. Als Auflassung bezeichnet man die übereinstimmenden, notariell zu beurkundenden Erklärungen von Verkäufer und Käufer, dass sie sich über den Eigentumswechsel einig sind. Im Grunde handelt es sich bei der Auflassung um einen zweiten Vertrag, die so genannte dingliche Einigung, in der es um die Veränderung der eigentumsrechtlichen Lage an dem Grundbesitz geht. Sie folgt aus dem vorhergegangenen, ersten Vertrag mit der Einigung der Parteien über die gegenseitigen Rechte und Pflichten aus dem Kauf, den man als das schuldrechtliche Geschäft bezeichnet. Beide Verträge werden üblicherweise in einer notariellen Urkunde abgeschlossen.
Auflassungsvormerkung:
Die Eintragung einer Vormerkung in das Grundbuch soll die spätere Rechtsänderung an dem Grundbesitz vorab sichern. Die Auflassungsvormerkung dient somit – ausführlicher formuliert – der Sicherung des Anspruchs des Käufers auf Verschaffung des Eigentums, also seiner Eintragung als neuem Eigentümer. Sie verhindert, dass der Verkäufer bis zur Eigentumsumschreibung noch weitere Verfügungen über den Grundbesitz (z.B. die Eintragung einer Belastung oder den Verkauf an einen anderen Käufer) wirksam vornehmen kann, die der Eintragung des Käufers als neuem Eigentümer entgegenstehen. Die Auflassungsvormerkung ist in der Regel zugleich Voraussetzung für die Fälligkeit des Kaufpreises.
Aufteilungsplan:
Der Aufteilungsplan gehört zur ( Abgeschlossenheitsbescheinigung. In ihm wird die Aufteilung der Wohnanlage in ( Gemeinschafts- und ( Sondereigentum zeichnerisch dargestellt. Wenn die einzelnen Wohnungen eines Gebäudes durchnummeriert werden, werden die Räume und Flächen, die zu einer Wohnung gehören, meist mit der Wohnungsnummer gekennzeichnet. Die Angaben aus dem Aufteilungsplan sind in die ( Teilungserklärung zu übernehmen und müssen deshalb mit den dortigen Angaben übereinstimmen.
Bauliche Veränderungen:
Der Wohnungseigentümer darf bauliche Veränderungen innerhalb seiner Wohnung (z.B. Durchbrüche, Einbauten) nur an seinem ( Sondereigentum vornehmen. Veränderungen am ( Gemeinschaftseigentum (tragende Wände, Geschossdecken, Fassade, Dach) sind in der Regel nur zulässig, wenn die Miteigentümer zustimmen. Die Zustimmung kann, falls die ( Teilungserklärung es so vorsieht, auch mehrheitlich oder vom ( Verwalter erteilt werden. Je nach Lage der Dinge kann auch eine Änderung der Teilungserklärung und der behördlichen ( Abgeschlossenheitsbescheinigung mit entsprechender Berichtigung des ( Wohnungsgrundbuchs erforderlich werden.
Bauträger:
Als Bauträger bezeichnet man ein Unternehmen, das auf einem eigenem Grundstück, im eigenen Namen und auf eigene Rechnung ein Haus mit ( Wohnungs- bzw. ( Teileigentumseinheiten errichtet, die im Rahmen eines Bauträgervertrages bereits vor ihrer Fertigstellung, manchmal sogar bereits vor Baubeginn verkauft werden. Der Erwerb vom Bauträger ist deshalb eine Kombination aus einem Kaufvertrag über eine Eigentumswohnung und einem Werkvertrag über die Errichtung eines Gebäudes bzw. der einzelnen Wohnung innerhalb des Gebäudes.
Belegungsbindung:
( Wohnungsbindung

Bereitstellungszinsen:
Lässt sich der Darlehensnehmer ein Darlehen nicht sofort nach Abschluss des Kreditvertrages auszahlen, verlangt das Kreditinstitut nach Ablauf einer vereinbarten Frist die Zahlung von Zinsen auch schon vor Auszahlung des Kredites. Die Auszahlung kann sich verzögern, wenn die Herbeiführung sämtlicher Voraussetzungen für die Fälligkeit des Kaufpreises länger als erwartet dauert, etwa weil erforderliche ( Löschungsbewilligungen nicht schnell genug beschafft werden können oder der ( Bauträger mit der Baufertigstellung in Verzug gerät. Ein Käufer kann aber auch durch frühzeitigen Abschluss eines Kreditvertrages beabsichtigt haben, sich langfristig günstige Zinsen zu sichern. Die Zahlung von Bereitstellungszinsen ist dann womöglich auf weite Sicht wirtschaftlicher als die Zahlung höherer Kreditzinsen bei späterem Abschluss des Kreditvertrages.
Beschlüsse der Eigentümergemeinschaft:
Die Eigentümergemeinschaft entscheidet über Fragen der ordnungsgemäßen Verwaltung durch Beschlüsse, die in der ( Eigentümerversammlung mit den in der ( Teilungserklärung vorgegebenen Mehrheiten oder einstimmig im schriftlichen Umlaufverfahren gefasst werden können. Grundlegende Entscheidungen, z.B. eine Änderung der Teilungserklärung, bedürfen der Mitwirkung und Zustimmung aller Miteigentümer, mithin einer Vereinbarung unter ihnen. Soll eine solche Vereinbarung auch für und gegen Eigentümer wirken, die erst später in die Gemeinschaft eintreten, muss die vereinbarte Änderung im Grundbuch vermerkt werden. Die im Protokoll festgehaltenen Beschlüsse sind auch für diejenigen Miteigentümer, die gegen einen Beschluss gestimmt haben oder nicht anwesend waren, bindend, auch wenn damit z.B. ( Sonderumlagen ausgelöst werden. Wohnungseigentümer, die ihre Rechte verletzt sehen, können Beschlüsse binnen eines Monats nach der Versammlung gerichtlich anfechten. Seit Mitte 2007 sind Beschlüsse der Eigentümergemeinschaft in einer Beschlusssammlung zusammen zu fassen und zur Einsicht bereit zu halten.

Beschränkt persönliche Dienstbarkeit:

Eine beschränkt persönliche Dienstbarkeit ist die in Abteilung II des Grundbuches eingetragene Belastung eines Grundstücks bzw. einer Eigentumswohnung zu Gunsten einer bestimmten Person. Der Berechtigte einer beschränkt persönlichen Dienstbarkeit darf die belastete Immobilie in bestimmter Hinsicht nutzen. Bei einem Grundstück gibt sie ihm oftmals das Recht, eine Leitung darüber zu führen (Leitungsrecht, z.B. zu Gunsten eines Versorgungsunternehmens) oder es zu betreten und zu befahren (Wegerecht). An Eigentumswohnungen können z.B. ( Wohnungsrechte zu Gunsten Dritter, die nicht Eigentümer sind, bestellt werden. Gelegentlich kommt eine beschränkt persönliche Dienstbarkeit auch in Form eines ( Rentenrechts vor, wenn der Verkäufer sich die Zahlung des Kaufpreises auf diese Art ausbedingt. 
Besitz:
Als Besitz bezeichnet man die tatsächliche Sachherrschaft über bewegliche oder unbewegliche Sachen. Ein Mieter ist z.B. der Besitzer der von ihm gemieteten Wohnung. Er darf sie aber nur zu dem vereinbarten Zweck nutzen, nicht jedoch über die Wohnung verfügen, sie also z.B. nicht verkaufen. Dieses Recht steht allein dem Eigentümer zu.
Besitzübergang:
Mit dem Besitz geht das Recht zur Nutzung der Wohnung auf den Käufer über. Der Käufer erhält also z.B. die Wohnungsschlüssel und kann mit der Renovierung beginnen oder bereits einziehen. Im Gegenzug übernimmt er ab dem Zeitpunkt des Besitzüberganges die laufenden ( Betriebskosten der Wohnung (u. a. das ( Hausgeld). Einzelheiten dazu werden im Kaufvertrag geregelt. Normalerweise geschieht der Besitzübergang Zug um Zug mit Zahlung des Kaufpreises, also zum Fälligkeitszeitpunkt. Abweichende Regelungen sind aber möglich. Bei einer vermieteten Wohnung vollzieht sich der Besitzübergang durch Einigung über den Zeitpunkt, zu dem der Erwerber die Rechte und Pflichten aus dem Mietvertrag übernimmt.

Betriebskosten:
Als Betriebskosten werden all diejenigen Kosten bezeichnet, die für die Wohnung anfallen. Sie setzen sich zusammen aus den Posten, für die der Eigentümer ( Hausgeld an die Eigentümergemeinschaft zahlt (Wasserver- und -entsorgung, Außen- und Hausflurbeleuchtung, Versicherungen, Müllabfuhr, Gartenpflege, Straßen- und Schornsteinreinigung, Kosten des Aufzugs und anderer Gemeinschaftseinrichtungen, Hausmeister- und Verwalterkosten u. a. m.) und weiteren, beim Eigentümer selbst entstehenden Ausgaben (Grundsteuer, ggf. Wartung einer individuellen Wohnungsheizungsanlage, etc.). Welche dieser Posten bei Vermietung der Wohnung als so genannte ( Nebenkosten an den Mieter weiter belastet werden können, wird im Mietvertrag geregelt.
Beurkundung:
Wohnungskaufverträge müssen zwingend durch einen ( Notar beurkundet werden. Bei einer Beurkundung fasst der Notar den Willen der Parteien in Worte (den Vertragstext), erläutert diesen und nimmt am Ende die Unterschriften entgegen. Die Beurkundungspflicht gilt in den meisten Fällen auch für die Bestellung von ( Grundpfandrechten.
Courtage:
( Maklerprovision

Damnum:
( Disagio

Dienstbarkeiten:

Zusammenfassender Begriff für ( Grunddienstbarkeiten, ( Nießbrauch und ( beschränkt persönliche Dienstbarkeiten, die in Abteilung II des ( Grundbuches eingetragen werden.
Disagio:
Der von der Bank ausgezahlte Darlehensbetrag und die von dem Darlehnsnehmer in Raten zurückzuzahlende Darlehenssumme stimmen nicht überein. Der Differenzbetrag, das Disagio oder Damnum, ist eine vorweggenommene Zinszahlung an die Bank. So kann die laufende monatliche Belastung aus einem ( Annuitätendarlehen gesenkt werden. Der Wohnungskäufer kann das Disagio, wenn er die Wohnung vermietet, steuerlich als Werbungskosten geltend machen.
Eigenbedarf:
Eigenbedarf ist ein vom Gesetz vorgesehener Grund für die Kündigung eines Mietverhältnisses durch den Vermieter. Eigenbedarf liegt vor, wenn der Eigentümer die vermietete Wohnung für sich oder seine Familie selbst nutzen will. Eine Kündigung wegen Eigenbedarfs ist nur unter Einhaltung von Fristen und sonstigen gesetzlich festgelegten Bedingungen möglich.
Eigentümerversammlung:
Der ( Verwalter einer Wohnungseigentümergemeinschaft beruft mindestens einmal pro Jahr eine Eigentümerversammlung ein. Darin wird die Abrechnung für das vergangene Jahr genehmigt und über den ( Wirtschaftsplan für das laufende bzw. kommende Jahr, auszuführende Maßnahmen oder andere für die Gemeinschaft wesentliche Fragen diskutiert und beschlossen. Über die ( Beschlüsse wird ein Protokoll erstellt.
Energieausweis:
Seit 2008 wird gemäß Energieeinsparungsverordnung ein Energieausweis für alle Immobilien, mithin auch für Wohnungseigentumsanlagen, zur Pflicht. Je nachdem, ob es sich um einen bedarfsorientierten oder einen verbrauchsorientierten Ausweis handelt, kann man daraus den objektiven Energiebedarf eines Gebäudes bzw. den in den vergangenen Jahren dafür ermittelten Energieverbrauch ablesen und auf die einzelne Wohnung umrechnen. Seit dem 01.05.2014 müssen jetzt gemäß § 16a EnEV bei Verkaufs- und Vermietungsanzeigen in kommerziellen Medien zwingend bestimmte Pflichtangaben aus diesem Energieausweis angegeben werden, sodass der Energieverbrauch  ähnlich wie bei Gebrauchsartikeln vergleichbar gemacht wird. 

Erbbaurecht:
Das Erbbaurecht ist ein so genanntes "grundstücksgleiches Recht", das wie ein Grundstück behandelt wird. Bei dieser rechtlichen Sonderform ist der Erbbauberechtigte nur Eigentümer des Gebäudes, während der ihm dauerhaft zur Nutzung überlassene Grund und Boden einem anderen Eigentümer (oft öffentliche Körperschaften, Kirchengemeinden, Stiftungen) gehört. Für die Nutzung des fremden Grundstücks wird ein Erbbauzins gezahlt. Das Grundstücksrecht gilt analog. Deswegen kann an dem Gebäude auch ( Wohnungseigentum nach dem ( WEG gebildet werden, außer dass eben kein Grund und Boden zum ( Gemeinschaftseigentum gehört.
Erschließungskosten:
Es handelt sich um Gebühren, die ein Eigentümer für die Erschließung des Grundstücks, also z.B. Anschluss an das Straßennetz, Straßenbeleuchtung, Kanalisation, an die Gemeinde zu zahlen hat. Beim Erwerb einer noch zu errichtenden Eigentumswohnung vom ( Bauträger sind sie im Kaufpreis enthalten. Jedoch können auch bei bestehenden Wohnanlagen nachträglich Erschließungskosten in Form von Anliegerbeiträgen entstehen, wenn die Gemeinde wesentliche Verbesserungen vornimmt, die über reine Instandhaltung hinausgehen. Die Gebühren werden nach ( Miteigentumsanteilen auf die Wohnungseigentümer umgelegt. 
Gemeinschaftseigentum:
Gemeinschaftseigentum sind die Bestandteile der Wohnanlage, die allen Wohnungseigentümern im Verhältnis ihrer ( Miteigentumsanteile gehören. Zwingendes Gemeinschaftseigentum sind das Grundstück sowie alle konstruktiven Teile wie Dach, Fassaden, tragende Wände und Decken sowie die gemeinschaftlich genutzten Teile wie Treppenhaus, Aufzug, ggf. Zentralheizung, etc. In der ( Teilungserklärung können weitere Teile zu Gemeinschaftseigentum erklärt werden. Umgekehrt können daran zu Gunsten einzelner Miteigentümer ( Sondernutzungsrechte bestellt sein.
Gemeinschaftsordnung:
Die Gemeinschaftsordnung ist der Teil der ( Teilungserklärung, in dem spezifische Regeln für das Miteinander der Wohnungseigentümer in der konkreten Wohnungseigentümergemeinschaft festgelegt sind, u. a. über die Verteilung der ( Betriebskosten, Umfang und Befugnisse des ( Verwalters, Ablauf der ( Eigentümerversammlung und die Stimmrechte darin.
Gerichtskosten:

Für die verschiedenen Eintragungen oder ( Löschungen im ( Grundbuch fallen beim ( Grundbuchamt Gerichtskosten an, deren Höhe in der Kostenordnung und der zugehörigen Gebührentabelle gesetzlich festgelegt ist. Maßstab ist bei Kaufverträgen in der Regel der Kaufpreis, ansonsten der Wert des einzutragenden oder zu löschenden Rechts. Je nach Art des Registrierungsvorganges fallen volle Gebühren oder ein bestimmter Bruchteil davon an. Gerichtskosten zählen zu den ( Kaufnebenkosten.
Gewährleistung:
Unter Gewährleistung versteht man das Einstehenmüssen für Mängel an der Kaufsache. Es ist zu unterscheiden zwischen dem Kauf einer gebrauchten und demjenigen einer neu errichteten Wohnung. Im Kaufvertrag über eine gebrauchte Immobilie wird regelmäßig nach dem Grundsatz "gekauft wie besichtigt" die Sachmängelhaftung ausgeschlossen. Dagegen haftet der Verkäufer einer Neubauwohnung nach den gesetzlichen Regelungen des BGB. Die Gewährleistungsfristen betragen für Arbeiten an dem Bauwerk 5 Jahre ab der Abnahme des Bauwerks, 2 Jahre für eventuell mit verkaufte bewegliche Sachen. Innerhalb der genannten Fristen hat der Käufer wegen Mängeln an seinem ( Sondereigentum einen Anspruch auf Mängelbeseitigung oder, sollte sie unverhältnismäßig aufwändig sein, auf Minderung, also Herabsetzung des Kaufpreises. Ansprüche wegen Mängeln am ( Gemeinschaftseigentum stehen der Wohnungseigentümergemeinschaft zu.
Grundbuch:
Das für die Immobilie örtlich zuständige Amtsgericht führt das Grundbuch als öffentliches Register, in dem der gesamte Grund und Boden des Bezirks mit den darauf und darin befindlichen Baulichkeiten verzeichnet ist. Für Wohnungseigentum wird es ( Wohnungsgrundbuch genannt. Aus dem Grundbuch ergeben sich die jeweiligen Eigentumsverhältnisse (Abteilung I), die Belastungen mit Rechten Dritter (Abteilung II) sowie die Belastungen mit ( Grundpfandrechten (Abteilung III). Für die Einsicht in das Grundbuch muss ein berechtigtes Interesse nachgewiesen werden. Das Grundbuch genießt so genannten "öffentlichen Glauben", das heißt, jedermann kann sich ohne weiteren Nachweis darauf verlassen, dass die Eintragungen zutreffend sind.
Grundbuchamt:

Als Grundbuchamt bezeichnet man die zuständige Stelle des Amtsgerichts, die das ( Grundbuch führt. 

Grundbuchamtliche Form:

Da das ( Grundbuch der Ausweis für jegliche Art der Berechtigung am Grundstück bzw. an der Eigentumswohnung ist, herrschen strenge Formvorschriften. Die meisten Erklärungen gegenüber dem ( Grundbuchamt müssen entweder in notarieller Urkunde oder zumindest schriftlich mit beglaubigten Unterschriften abgegeben werden. Die Beglaubigungen werden von ( Notaren oder Behörden vorgenommen.
Grunddienstbarkeit:
Grunddienstbarkeiten sind Rechte an dem Grundstück, die dem jeweiligen Eigentümer eines anderen, meist benachbarten Grundstückes eingeräumt sind und ihm eine bestimmte Nutzung gewähren. Sie werden als Belastung in Abteilung II des ( Grund-buches eingetragen. Während es sich bei einem Grundstück z.B. um Wegerechte oder Bebauungsbeschränkungen handeln kann, kommen Grunddienstbarkeiten bei Eigentumswohnungen selten, aber z.B. in Form von Mitbenutzungsrechten anderer Miteigentümer vor.
Grunderwerbsteuer:
Das Finanzamt erhebt Grunderwerbsteuer von 3,5 % auf den notariell beurkundeten Kaufpreis. Mitverkauftes und wertmäßig in dem Vertrag ausgewiesenes Inventar wird hierbei nicht berücksichtigt. Für die Steuerschuld haften Verkäufer und Käufer. Vertraglich vereinbart wird regelmäßig, dass der Käufer die Steuer zu tragen hat. Über die Zahlung erteilt das Finanzamt eine ( Unbedenklichkeitsbescheinigung, die beim ( Grundbuchamt vorzulegen ist, um die Eigentumsumschreibung auf den Käufer bewirken zu können.
Grundpfandrecht:
Zusammenfassender Begriff für ( Grundschulden, ( Hypotheken und heutzutage seltene ( Rentenschulden. Das Grundstück haftet als Pfand für eine Verbindlichkeit, z.B. den Kredit einer Bank. Werden die Zahlungsverpflichtungen nicht erfüllt, kann der Grundpfandrechtsgläubiger das Grundstück zur ( Zwangsversteigerung bringen und sich aus dem Versteigerungserlös befriedigen.
Grundschuld:
Die Bestellung einer Grundschuld ist die häufigste Art zur Absicherung der Kaufpreisfinanzierung. Die Grundschuld muss beim ( Notar bestellt und in Abteilung III des ( Grundbuches eingetragen werden. Anders als die ( Hypothek kann die Grundschuld mehrfach verwandt werden. Deshalb wird sie meist mit Zinsen von 15 bis 18 % bestellt und eingetragen. Dieser Zinssatz hat nichts mit den tatsächlich zu zahlenden Darlehenszinsen zu tun, bietet aber dem Kreditgeber auch in Hochzinsphasen und in der ( Zwangsvollstreckung eine ausreichende Sicherheit. Die Grundschuld kann auch nach Tilgung des ihr ursprünglich zu Grunde liegenden Darlehens bestehen bleiben und bei späterem Finanzierungsbedarf an einen neuen Gläubiger abgetreten werden. Ferner kann für sie ein Grundschuldbrief gebildet werden. Den Grundschuldbrief kann der Eigentümer gegebenenfalls einem neuen Gläubiger als Sicherheit geben, ohne dass das Grundbuch wegen des Gläubigers berichtigt werden müsste. Denn Rechte aus einer Briefgrundschuld kann nur derjenige herleiten, der auch den Brief in Händen hält.
Grundsteuer:

Die Grundsteuer ist eine Gemeindesteuer auf den vorhandenen Grundbesitz. Sie ist vom Wohnungseigentümer zu zahlen und hat nichts mit der ( Grunderwerbsteuer zu tun. Die Grundsteuer kann als Teil der ( Nebenkosten an den Mieter weitergegeben werden, wenn dies im Mietvertrag so vereinbart ist.

Hausgeld:

Als Hausgeld bezeichnet man die in der Regel monatlich von den Miteigentümern zu leistenden Abschlagszahlungen auf die nach dem ( Wirtschaftsplan veranschlagten, der Gemeinschaft in Rechnung gestellten Kosten der Immobilie. Ist die Eigentumswohnung vermietet, kann der Eigentümer die meisten Posten des Hausgeldes als ( Nebenkosten von dem Mieter ersetzt verlangen. Oft wird auch die verabredete ( Instandhaltungspauschale mit dem monatlichen Hausgeld geleistet.
Hypothek:
Wie bei der ( Grundschuld erhält der Gläubiger mit der Hypothek eine Sicherheit, die als Belastung der Wohnung in Abteilung III des ( Grundbuchs eingetragen wird. Anders als die Grundschuld kann die Hypothek aber nur für ein einziges Darlehen bestellt werden. Sie ist deshalb unpraktikabel und wird heute selten verwandt. Gelegentlich kommt sie in Form einer Kaufpreissicherungshypothek vor, wenn nämlich der Verkäufer dem Käufer einen Teil des Kaufpreises stundet und deswegen abgesichert sein möchte.
Instandhaltungsrücklage, Instandhaltungspauschale:
Die ( Eigentümergemeinschaft bildet für in der Zukunft anstehende größere Instandhaltungsmaßnahmen eine Rücklage. Das gehört zur ordnungsgemäßen Verwaltung, auf die jeder Wohnungseigentümer Anspruch hat, um nicht im Bedarfsfalle zu einer ( Sonderumlage herangezogen zu werden. Üblicherweise zahlen die Eigentümer mit dem ( Hausgeld eine monatliche Instandhaltungspauschale.
Jahresabrechnung:
Am Ende eines Wirtschaftsjahres muss der ( Verwalter in einer Gegenüberstellung über sämtliche Lasten und Kosten sowie Einnahmen der Wohnungseigentümergemeinschaft abrechnen. Die Kostenpositionen sind nach den jeweils in der ( Gemeinschaftsordnung festgelegten oder von der ( Eigentümerversammlung beschlossenen Verteilungsschlüssel auf die einzelnen Eigentümer umzulegen.
Kaufnebenkosten:
So bezeichnet man zusammenfassend all diejenigen Kosten, die durch den Abschluss eines notariellen Wohnungskaufvertrages ausgelöst werden: die ( Grunderwerbsteuer (3,5 % des Kaufpreises); ( Notargebühren und ( Gerichtskosten beim ( Grundbuchamt (Faustregel: zusammen ca. 1,5 % des Kaufpreises einschließlich der Bestellung und Eintragung eines ( Grundpfandrechtes); ggf. die Maklerprovision (je nach Fall bis zu 6 % des Kaufpreises zzgl. Mehrwertsteuer). Ferner können Finanzierungskosten (u.a. ( Bereitstellungszinsen) und andere Posten hinzukommen.
Kaufpreissammlung:
Die ( Notare sind verpflichtet, alle von ihnen beurkundeten Kaufverträge der zuständigen Gemeinde anzuzeigen. Sie erstellt daraus eine Kaufpreissammlung. Diese statistische Erfassung der Preisentwicklung auf dem Immobilienmarkt dient der Ermittlung von Vergleichswerten.
Löschung, Löschungsbewilligung, Löschungsantrag:
Mit der Löschungsbewilligung erklärt sich der jeweils Berechtigte mit der Löschung einer zu seinen Gunsten vorhandenen Grundbucheintragung einverstanden. Der Eigentümer hat dazu einen Löschungsantrag zu stellen. Beides hat in ( grundbuchamtlicher Form zu geschehen.
Makler- und Bauträgerverordnung:
Zum Schutz des Verbrauchers bestimmt diese Verordnung, wie Makler, Bauträger und Baubetreuer mit Kunden umzugehen haben. Die Tätigkeiten sind genehmigungspflichtig. Die Verordnung enthält Zahlungsregelungen sowie Sicherungs- und Informationspflichten und schreibt eine jährliche Pflichtprüfung vor.
Maklerprovision:
Die Maklerprovision, oft auch Courtage genannt, ist die Vergütung für den Nachweis bzw. die Vermittlung eines Kaufvertrages durch den Makler. Die Höhe kann man frei vereinbaren. Die Provision beläuft sich auf bis zu 6 % des Kaufpreises zzgl. Mehrwertsteuer. Welchen Anteil hiervon Käufer und Verkäufer übernehmen, ist regional verschieden.
Miteigentumsanteil:
Damit wird der Anteil des einzelnen Wohnungseigentümers am ( Gemeinschaftseigentum in Bruchteilen ausgedrückt. Berechnungsgrundlage ist meist die Größe der Wohnung im Verhältnis zur gesamten Wohn- bzw. Nutzfläche der Wohnungseigentumsanlage. Der Miteigentumsanteil ist für viele Positionen zugleich der Verteilungsschlüssel für die bei der Eigentümergemeinschaft anfallenden ( Betriebskosten.
Nebenkosten:
Als Nebenkosten werden üblicherweise diejenigen ( Betriebskosten bezeichnet, die ein Vermieter gemäß Vereinbarung im Mietvertrag auf seinen Mieter abwälzen kann. Der Mieter zahlt dann zusätzlich zur Miete einen Abschlag auf die voraussichtlichen Nebenkosten, über die einmal jährlich abzurechnen ist.

Nießbrauch, Nießbrauchsrecht:
Mit einem Nießbrauch wird einer dritten Person vom Wohnungseigentümer das Recht eingeräumt, die Nutzungen der Wohnung zu ziehen, das heißt, die Wohnung selbst zu nutzen oder sie zu vermieten und die Miete einzunehmen. In der Regel hat der Nießbraucher im Gegenzug die ( Betriebskosten zu tragen. Ein Nießbrauchsrecht wird in Abteilung II des Grundbuches eingetragen.
Notar:
Der Notar handelt als Träger eines öffentlichen Amtes auf dem Gebiet der vorsorgenden Rechtspflege. Die Rechtsuchenden und der Notar sind somit keine Vertragspartner, sondern Beteiligte in einem öffentlich-rechtlichen Verfahren. Der Notar ist bei allen Grundstücksgeschäften zwingend einzuschalten. Er hat die Beteiligten unparteiisch und neutral zu beraten, und die einseitige Wahrnehmung von Interessen ist ihm untersagt. Dem Notar obliegen umfassende Aufklärungs-, Informations- und Belehrungspflichten. Nimmt er seine Amtspflichten nicht ordnungsgemäß wahr, kann er haftbar gemacht werden. 

Notaranderkonto:
In begründeten Ausnahmefällen vereinbaren die Kaufvertragsparteien, die Kaufpreiszahlung über ein Notaranderkonto abzuwickeln, das der Notar speziell für ihr Geschäft einrichtet. Er hat das Konto treuhänderisch zu verwalten und ist dafür verantwortlich, dass der eingehende Kaufpreis gemäß den Vereinbarungen der Parteien verwandt wird, also insbesondere zur Ablösung bestehender ( Grundpfandrechte oder sonstiger Belastungen und zur Begleichung von Kosten. Den Rest zahlt er an den Verkäufer aus. Für diese Tätigkeit entstehen so genannte Hebegebühren.
Notargebühren:

Der Notar erhält für seine Tätigkeit Gebühren, da er kein besoldeter Beamter ist, sondern hinsichtlich seiner Bezüge den freien Berufen nahe steht. Die Notargebühren sind gesetzlich festgelegt im Gerichts- und Notarkostengesetz (GNotKG) und der zugehörigen Gebührentabelle. Maßgeblich ist stets der Wert des Geschäfts. Je nach Art der Tätigkeit des Notars fallen unterschiedlich hohe Gebühren an, die mit einem Multiplikator oder einem Bruchteil aus einer vollen Gebühr gemäß der Tabelle berechnet werden. Notargebühren zählen zu den ( Kaufnebenkosten.

Rente, Rentenschuld, Rentenrecht:

Es kommt vor, dass der Verkäufer damit einverstanden ist, den Kaufpreis oder einen bedeutenden Teil davon in Form einer regelmäßig zu zahlenden Rente zu erhalten. Letztlich übernimmt er damit die Rolle eines finanzierenden Kreditinstituts. Der Kaufpreis wird für die vereinbarte Dauer nach einer Berechnungsformel "aufgezinst" und in Monatszahlungen umgerechnet. Die Rente ist dann während der vereinbarten Rentendauer an den Verkäufer, gegebenenfalls aber auch an dessen Erben oder Rechtsnachfolger zu zahlen. Eine solche Rentenschuld wird als ( Grundpfandrecht in Abteilung III des ( Grundbuchs abgesichert. – Kommt es dem Verkäufer hingegen darauf an, für seinen Lebensunterhalt bis an sein Lebensende eine Rente zu beziehen, wird die Rentendauer anhand der statistischen Lebenserwartung des Verkäufers in die Berechnung einbezogen. Dafür gibt es amtliche Tabellen, getrennt für die Lebenserwartung von Frauen und Männern. Das Risiko, dass die Verkäuferin oder der Verkäufer die statistisch durchschnittliche Lebenserwartung überlebt und die Rente deswegen länger zu zahlen ist, geht dann zu Lasten des Käufers. Umgekehrt geht es zu seinen Gunsten, wenn die oder der Rentenberechtigte früh verstirbt. Ein derartiges persönliches Rentenrecht wird als ( beschränkt persönliche Dienstbarkeit in Abteilung II des ( Grundbuchs eingetragen.

Sondereigentum:
Sondereigentum ist das Gegenstück zum ( Gemeinschaftseigentum und bedeutet Alleineigentum. Diejenigen Teile der Wohnung, die in der ( Teilungserklärung und im ( Aufteilungsplan zu Sondereigentum bestimmt worden sind, gehören dem einzelnen Wohnungseigentümer allein. Sondereigentum kann an tragenden Teilen des Gebäudes nicht begründet werden, auch wenn sie ausschließlich innerhalb einer Wohnung liegen. Boden und Decke einer Wohnung sind also immer Gemeinschaftseigentum. Nicht tragende Wände können zum Sondereigentum erklärt werden.

Sondernutzungsrecht:
Wird ein bestimmter Teil des ( Gemeinschaftseigentums, z.B. Garten, (Dach-) Terrasse oder Parkplatz, einem Eigentümer zur alleinigen Nutzung zugewiesen, handelt es sich um ein Sondernutzungsrecht. Meist wird es bereits in der ( Teilungserklärung eingeräumt. Denkbar ist aber auch, dass es erst später durch Vereinbarung der Wohnungseigentümergemeinschaft entsteht (( Beschlüsse). Aus Kostengründen sieht man in derartigen Fällen gelegentlich davon ab, das Bestehen des (neuen) Sondernutzungsrechts im Bestandsverzeichnis des Wohnungsgrundbuches vermerken zu lassen.
Sonderumlage:
Können Zahlungsverpflichtungen der Gemeinschaft nicht aus den laufenden ( Hausgeldzahlungen oder der ( Instandhaltungsrücklage erfüllt werden, müssen die Eigentümer dafür – meist nach ( Miteigentumsanteilen – eine Sonderumlage leisten.
Teileigentum:
Das Wohnungseigentumsgesetz ermöglicht die Aufteilung eines Grundbesitzes in Wohn- und sonstige Einheiten mit anderweitiger Nutzung, z.B. Garagen, Geschäftslokale, Büros etc. Letztere bezeichnet man als Teileigentum.
Teilungserklärung, Teilungsvertrag:
Die Teilungserklärung ist eine notarielle Urkunde, in der ein Eigentümer seinen Willen bekundet, den Grundbesitz (u.U. auch mit mehreren Gebäuden) in ( Wohnungs- bzw. ( Teileigentum aufzuteilen. In der Urkunde wird neben der Festlegung, welche konkreten Räume zu einer Wohnung gehören sollen, auch bestimmt, welche Nebenräume (z.B. Keller) bzw. ( Sondernutzungsrechte ihr zugeordnet sind. Zugleich werden Rechte und Pflichten der Eigentümer in der ( Gemeinschaftsordnung festgelegt. Das ursprüngliche ( Grundbuch wird in ( Wohnungsgrundbücher aufgeteilt. Wirken mehrere Eigentümer an der Teilung mit, oder wird eine bestehende Teilungserklärung von den Eigentümern geändert, z.B. durch die Bildung neuer Einheiten, spricht man von Teilungsvertrag.
Unbedenklichkeitsbescheinigung:
Das Finanzamt bescheinigt, dass die ( Grunderwerbsteuer gezahlt wurde und somit keine Bedenken gegen eine Eigentumsumschreibung im ( Grundbuch bestehen. Die Bescheinigung ist dem ( Grundbuchamt einzureichen.
Unterwerfung unter die sofortige Zwangsvollstreckung:
Im Kaufvertrag verpflichtet sich der Käufer, den vereinbarten Kaufpreis an den Verkäufer zu zahlen. Die Zahlungsverpflichtung ist regelmäßig an den Eintritt bestimmter Voraussetzungen (z.B. Vorliegen von Genehmigungen und ( Löschungsbewilligungen, Eintragung der ( Auflassungsvormerkung etc.) geknüpft. Sind die Voraussetzungen erfüllt, besteht für den Käufer normalerweise kein Grund mehr, den Kaufpreis zurück zu halten. Zahlt er trotzdem nicht, wäre der Verkäufer gezwungen, zur Durchsetzung seines Anspruchs vor Gericht zu gehen. Um das Verfahren für den Verkäufer abzukürzen und sich selbst Kosten zu ersparen, unterwirft sich der Käufer häufig dem Recht des Verkäufers, sofort bei Zahlungsverzug die ( Zwangsvollstreckung in sein gesamtes Vermögen zu betreiben. Die Erklärung kann nur in notarieller Urkunde abgegeben werden, die mit einer entsprechenden Klausel des ( Notars die Wirkung wie ein rechtskräftiges Gerichtsurteil erhält. Wegen dieser Wirkung verlangen auch Kreditinstitute zur Sicherung ihrer Forderungen meist die Unterwerfung unter die sofortige Zwangsvollstreckung. Dann muss die ( Grundschuld beurkundet werden, eine Unterschriftsbeglaubigung reicht nicht aus.
Verrentung des Kaufpreises:

( Rente, Rentenschuld, Rentenrecht

Versammlungsprotokoll:
Das Protokoll einer ( Eigentümerversammlung muss zumindest die an einem bestimmten Tag getroffenen ( Beschlüsse und Vereinbarungen der Gemeinschaft mit Wortlaut und Stimmverhältnis wiedergeben. Es kann auch der Diskussionsverlauf zu Tagesordnungspunkten, zu denen kein Beschluss gefasst wurde, aufgenommen werden. Das Protokoll ist von dem ( Verwalter und einem Wohnungseigentümer zu unterzeichnen und jedem Wohnungseigentümer in Kopie zur Verfügung zu stellen.

Verwalter:
Der Verwalter ist ein Organ der Wohnungseigentümergemeinschaft, das mit weit reichenden Rechten und Pflichten ausgestattet ist. In vom Gesetz und der ( Teilungserklärung näher bestimmten Fällen vertritt der Verwalter die Gemeinschaft. Er setzt die Beschlüsse der Eigentümer sowie die Hausordnung durch und sorgt für die Instandhaltung des ( Gemeinschaftseigentums. Weiter erstellt er den ( Wirtschaftsplan und die ( Jahresabrechnung und verwaltet das sonstige Vermögen der Gemeinschaft (( Instandhaltungsücklage). Auch ein Miteigentümer kann Verwalter sein. Er wird von der ( Eigentümerversammlung durch ( Beschluss auf maximal 5 Jahre gewählt, kann aber wieder gewählt werden. Regelmäßig wird er nicht unentgeltlich, sondern gegen Vergütung tätig.
Verwalterzustimmung:
Häufig schreibt die ( Teilungserklärung vor, dass zur Wirksamkeit eines Wohnungskaufvertrages die Zustimmung des ( Verwalters erforderlich ist. So kann nämlich die Wohnungseigentümergemeinschaft eine gewisse Kontrolle ausüben, wer neuer Miteigentümer wird und ob er z.B. mutmaßlich die nötigen wirtschaftlichen Mittel hat, um seinen Verpflichtungen gegenüber der Gemeinschaft nachzukommen. Bei der Abgabe seiner Zustimmung hat der Verwalter auch seine Bestellung in ( grundbuchamtlicher Form nachzuweisen.

Vollstreckung, Vollstreckungstitel:
( Zwangsvollstreckung

Vorfälligkeitsentschädigung:
Wird ein Kredit vor dem Ende der im Darlehensvertrag vereinbarten Laufzeit zurückgezahlt, entsteht der Bank ein Zinsverlust, da die auf die gesamte Laufzeit kalkulierten Zinsen nicht vollständig gezahlt werden. Mit der Vorfälligkeitsentschädigung lässt sich die Bank diesen Verlust ausgleichen.
Vorkaufsrecht:
Der Eigentümer sichert einer Person zu, die Wohnung erwerben zu können, falls er sie verkauft. Das Vorkaufsrecht wird in Abteilung II des ( Grundbuches eingetragen (so genanntes dingliches Vorkaufsrecht). Der Vorkaufsberechtigte darf dann in den Kaufvertrag so eintreten, wie der Verkäufer ihn mit einem Dritten geschlossen hat. Das gilt auch für das etwaige gesetzliche Vorkaufsrecht eines Mieters. Hat der Vorkaufsberechtigte gleichzeitig ein ( Ankaufsrecht, kann er zwischen den Bedingungen beider Rechte wählen. Der Käufer kann als neuer Eigentümer nur eingetragen werden, wenn der Vorkaufsberechtigte in ( grundbuchamtlicher Form auf die Ausübung seines Rechtes verzichtet hat. Ein Vorkaufsrecht kann auch außerhalb des Grundbuches vertraglich vereinbart werden (so genanntes schuldrechtliches Vorkaufsrecht). Es wirkt dann aber nur zwischen den Beteiligten und nicht gegenüber Dritten, auch nicht dem Käufer. Der Verkäufer ist verpflichtet, den Vorkaufsberechtigten von dem Kaufvertrag zu unterrichten. Tut er das nicht, macht er sich ihm gegenüber schadensersatzpflichtig.
WEG, Wohnungseigentumsgesetz:

Im Wohnungseigentumsgesetz von 1951, abgekürzt WEG, sind einerseits alle Besonderheiten festgelegt, die sich daraus ergeben, dass nicht nur Hausgrundstücke, also der Grund und Boden mit den darauf und darin befindlichen Bauten, sondern auch abgeschlossene ( Wohnungs- bzw. ( Teileigentumseinheiten innerhalb eines Gebäudes verschiedenen Eigentümern zustehen können. – Andererseits enthält das WEG einen Abschnitt, der die innere Ordnung der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer gesetzlich regelt, sofern sie nicht in der ( Teilungserklärung oder der zugehörigen ( Gemeinschaftsordnung abweichende Regeln getroffen haben, z.B. hinsichtlich der ( Beschlüsse der Eigentümergemeinschaft, der Verteilung der ( Betriebskosten oder der Aufgaben und Befugnisse des ( Verwalters. – Jahrelange Erfahrung mit dem Gesetz und die Vorgaben der Rechtsprechung haben zu einer seit  2007 wirksamen Gesetzesänderung geführt, die Lockerungen z.B. bei den Mehrheitserfordernissen für ( Beschlüsse der Eigentümergemeinschaft und im Umgang mit gemeinschaftswidrig auftretenden ( Wohnungseigentümern mit sich gebracht haben.
Wirtschaftsplan:
Im Wirtschaftsplan stellt der ( Verwalter die für das kommende Jahr zu erwartenden Lasten und Kosten der Wohnungseigentümergemeinschaft zusammen, verteilt sie nach den Verteilerschlüsseln auf die einzelnen Eigentümer und errechnet so das von jedem zu zahlende ( Hausgeld.

Wohnungsbindung:
So genannte "Sozialwohnungen", die mit öffentlichen Fördermitteln errichtet wurden, unterliegen einer Belegungs- bzw. Wohnungsbindung. Sie dürfen nur an bestimmte Personen nach Vorlage eines Wohnberechtigungsscheines und zu konkreten Mietbedingungen vermietet werden. Will der Erwerber die Wohnung selbst nutzen, muss er die Bedingungen der Wohnberechtigung erfüllen.

Wohnungseigentum:
Wohnungseigentum ist geregelt im Wohnungseigentumsgesetz (WEG). Es besteht aus einem ideellen, nicht abtrennbaren Bruchteil am ( Gemeinschaftseigentum (( Miteigentumsanteil) sowie dem ( Sondereigentum an einer in sich abgeschlossenen Wohnung, eventuell mit Nebenräumen, und kann ferner ( Sondernutzungsrechte an Teilen des Gemeinschaftseigentums umfassen.
Wohnungserbbaurecht:

( Erbbaurecht

Wohnungsgrundbuch:
Im Bestandsverzeichnis eines Wohnungsgrundbuchs sind unter Bezugnahme auf die ( Teilungserklärung der ( Miteigentumsanteil, die konkret beschriebene Wohnung nebst Nebenräumen wie z.B. Keller eingetragen und gegebenenfalls ihr zugeordnete ( Sondernutzungsrechte vermerkt. Ansonsten gelten dieselben Prinzipien wie für das ( Grundbuch im Allgemeinen.
Wohnungsrecht:
Das Wohnungsrecht ist ein Sonderfall der ( beschränkt persönlichen Dienstbarkeit, mit der der Eigentümer einer Person auf bestimmte Dauer, meist aber auf Lebenszeit das Recht einräumt, die Wohnung oder konkret bezeichnete Räume darin zu bewohnen. Das Recht ist weder übertragbar noch vererblich. Der Berechtigte kann Familienangehörige und Hauspersonal, ferner je nach konkreter Gestaltung auch weitere Personen in die Wohnung aufnehmen. Das Wohnungsrecht wird in Abteilung II des ( Grundbuches eingetragen. Meist ist vereinbart, dass der Berechtigte die ( Betriebskosten wie ein Mieter zu tragen hat.
Zwangsversteigerung, Zuschlag 
Die Zwangsversteigerung ist eine Maßnahme der ( Zwangsvollstreckung gegen säumige Schuldner. Als Zuschlag bezeichnet man den hoheitlichen Akt, mit dem in der Zwangsversteigerung das Eigentum an einer Immobilie dem Meistbietenden zugewiesen wird. Der Zuschlagsbeschluss ist zugleich ( Vollstreckungstitel.
Zwangsvollstreckung:
Zwangsvollstreckung ist das gesetzlich umfassend geregelte Verfahren zur Durchsetzung privatrechtlicher Ansprüche gegen einen Schuldner. Eine der Voraussetzungen ist, dass der Gläubiger einen Vollstreckungstitel hat, in der Regel ein rechtskräftiges Gerichtsurteil. Hat der Schuldner seine ( Unterwerfung unter die sofortige Zwangsvollstreckung erklärt, dient die notarielle Urkunde in vollstreckbarer Ausfertigung als Vollstreckungstitel.
Kleines Wörterbuch zum Immobilienrecht - Ergänzung zum Ratgeber „Ich werde Wohnungseigentümer“


